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BOB § 815

Soweit § 815 BßB wegen eines, gegen freu und Slauben 
verstoßenden Verhaltens die Rückforderung ausschließt, 
findet die Vorschrift auf den Bereicherungsanspruch 
wegen Wegfalls des Rechtsgrundes keine Anwendung*
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Verkündet
am 15c Januar 1959 
WoitScheck, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

Im  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Braukaufmanns Herbert in  B

Klägers, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers, 
- prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr.

g e g e n

die K f lM l  Strandhotel-Betriebs-GmbH, gesetzlich ver­
tre ten  durch K.G. Alfred R i# H P a ls  Geschäftsführer, 
I ( f lP  östfriesland,

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,
-• Prozeßbevollmäclitigter: Rechtsanwalt Br

hat der VII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 15. Januar 1959 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundes­
rich ter Rietschel, Br. Heimann-3?rosien; Br. Winkelmann 
und Erbel

für Recht erkannt?

Auf die Revision deB Klägers wird das Urteil 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Ol­
denburg vom 26. November 1957 aufgehoben. Bie Sa­
che, wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Durch Vertrag vom 1. Juni 1950 übernahm der Klä ­
ger die Bierlieferung für den gesamten Hotelbetrieb der 
Beklagten durch die EHHBHP-Brauerei GmbH in Be^M^* 

für die Dauer von 5 Jahren? Als "Äquivalent” für 
die Bierlieferung verpflichtete sich der Kläger "als In­
teressenvertreter der Brauerei ff. J. die See»
terrasse sowie die sogenannte Strandschlucht der Beklag­
ten nach näheren Angaben instand zu setzen, ferner in 
der alten Bierstube die Bierzapfanlage in Betrieb zu set­
zen und sonstige Mängel zu beheben« Diese Deistungen des 
Klägers sollten, so heißt es im Vertrag, "in keiner Wei­
se kosten- oder erstattungspflichtig" für die Beklagte 
sein. Den Betrieb in der Strandschlucht und in*der a l­
ten Bierstube so llte  die Beklagte durchführen? der Klä­
ger s te ll te  sich aber für die "subordinierte Geschäfts­
führung" dieser beiden Abteilungen zur Verfügung, Für 
a lle  vorstehenden leistungen des Klägers waren diesem 
für die Dauer des Abkommens über die Bierlieferung eine 
Vergütung in Höhe von 5 $> des Umsatzes in der Strand­
schlucht und der alten Bierstube zu zahlen und während 
der Saison Dnterkunft und Verpflegung zu gewähren. Zwecks 
Durchführung der übernommenen Verpflichtungen verpflich­
te te  sich der Kläger, "ohne jedes Obligo" für die Be­
klagte sämtliche Aufträge an den Bauunternehmer und die 
Handwerker zu erteilen . Die besonderen Wünsche der Be­
klagten hinsichtlich der Ausführung der Arbeiten so ll­
ten berücksichtigt werden.

Auf Grund des Vertrags führte der Kläger mit e i­
nem Bautxa*.pp Aufräumungsarbeiten durch, ferner ließ er 
von Handwerkern bis Ende Juni 1950 Arbeiten zur Instand-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


setaung der Seeterrasse, der »Strandschlucht und der a l­
ten Bierstube ausführen.

Schon bald kam es aber zwischen den Parteien zum 
Zerwürfnis. Der Kläger verließ das Hotel und die

Pie Beklagte kündigte schließlich mit Schreiben 
vom 13. Februar 1951 vorsorglich das Vertragsverhältnis.

In dem anhängigen Rechtsstreit hat der Kläger zu­
nächst einen Betrag von 21.403,84 DM als Ersatz seiner 
Aufwendungen für das Hotel der Beklagten und für son­
stige Auslagen eingeklagt. Burch Versäumnisurteil vom 
8 . Ju li 1954 wurde die Klage abgewiesen. Der Kläger hat 
Einspruch eingelegt und alsdann den Zahlungsanspruch 
auf 12.019,12 DM nebst Zinsen ermäßigt; ferner hat er 
beantragt, die Beklagte zu verurteilen, ihn von 6 For­
derungen der von ihm mit Instandsetzungsarbeiten beauf­
trag ben Handwerker zu befreien. Durch zwei Teilurteile 
vom 28. Oktober 1954 und 10. März 1955 hat das Landge­
rich t das die Klage abweisende Versäumnisurteil wegen 
Teilbeträgen von 7.824,54 DM und 1.850,— DM aufrecht 
erhalten. Im weiteren Verfahren hat der Kläger noch die 
Zahlung eines Betrags von 2.732,54 DM als Aufwendungs­
ersatz und die Befreiung von 6 Handwerkerforderungen 
von insgesamt 8.996,96 DM verlangt.

Die Beklagte hat beantragt, das Versäumnisurteil 
aufrecht zu erhalten. Sie hat sich auf den Vertrag beru­
fen, wonach der Kläger die Instandsetzungskosten, übernom­
men habe.. Die Durchführung des Vertrags sei an dem Ver ­
halten des Klägers gescheitert. Hilfsweise hat sie mit 
3 Gegenforderungen aufgerechnet (763,65 DM aus einem Ko- 
stenfestsetaimgsbeschluß in dieser Sache, 189,44 DM, um 
die der Kläger sein Konto bei ihr überzogen habe, und



1 „886, '! 5 DK Anwalts- und Gerichtskosten aus Vorprozes- 
seii.)

Das Landgericht hat mit U rteil vom 22» November 
1956, indem es das Versäaranisurteil insoweit auf hob, 
die Beklagte v e ru rte ilt, Zug um Zug gegen Zahlung von 
1.46],92 DH den Kläger von 6 Handwerkerforderungen über 
insgesamt 6.260,68 DM freizustellen; im übrigen hat as 
das Versäumnisurteil aufrecht erhalten» Es hat einen 
Zahlungsanspruch des Klägers in Hohe von 1.577,32 DM für 
begründet erachtet, diesen jedoch infolge der Aufrech­
nung der Beklagten für erloschen erk lärt. In Höhe' des 
1, 461,92 DM ausmachenden Restbetrags der zur Aufrech­
nung gestellten Gegenforderungen hat es gegenüber dem 
Ansx r̂uch des Klägers auf Freistellung von den Handwer­
kerforderungen ein Zurückbehaltungsrecht der Beklagten 
angenommen und deshalb die Verurteilung zur F re is te l­
lung von diesen Verbindlichkeiten von der Zahlung des 
Betrags von 1.461,92 DM abhängig gemacht.

Das Oberlandesgericht hat auf die Berufung der 
Beklagten die Klage in vollem Umfang abgewiesen, indem 
es das Versäumnisurteil des Landgerichts vom 8 . Ju li 1954 
auch insoweit aufrecht e rh ie lt, als dieses nicht bereits 
durch die T eilurteile des Landgerichts von 28. Oktober 
1954 und 10. März 1955 bestätig t war.

Mit seiner Revision erstrebt der Kläger die Wie­
derherstellung des landgerichtlichen Urteils vom 22. No- > 
vember 1956. Die Beklagte b i t te t ,  die Revision zurück- 
suweisen.
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Ent scheidungsgründe g

Io

■o) In dem Vertrag vom 1. Juni 1950 hatte sich der 
Kläger«, wie das Berufungsgericht fe s ts te ll t ,  verpflicht et , 
das Hotel der Beklagten 5 Jahre lang mit Bier der Braue­
re i zu beliefern, die "subordinierte Geschäfts •
führiuig" in der Strandschlucht und Bierstube der Beklag­
ten zu übernehmen sowie die Seeterrasse, die Strand- 
Schlucht und die Bierstube instand setzen zu lassen» Die 
Beklagte hatte sich verpflichtet., 5 Jahre lang durch den 
Kläger von der Brauerei H I M H  das Bier zu beziehen, 
ihm die "subordinierte Geschäftsführung" in der Strand­
schlucht und Bierstube zu überlassen, eine Vergütung in 
Höhe von 5 des Umsatzes in der Strandschlucht und Bier­
stube zu zahlen sowie während der Saison freie  Unterkunft 
und Verpflegung au gewähren.

Da die Brauerei V H ü  die vom Kläger zugesag- 
te  Bierlieferung ablehnte und die Beklagte deshalb von 
einer anderen Brauerei das Bier bezog, wurden dem Klä­
ger im beiderseitigen Einvernehmen als Ausgleich für die 
ihm eingeräumt gewesene Bierlieferung der sogenannte k le i­
ne laden in der Strandstraße und ein Holzpavillon im 
Spiegelsaal für die Dauer des Vertrags mietfrei überlas­
sen.

Nunmehr beschränkten sich die Vertragspflichten 
des Klägers, so s te l l t  das Berufungsgericht fe s t, auf die 
Geschäftsführung in der Strandschlucht und Bierstube so­
wie auf die Instandsetzung der Seeterrasse, Strandschlucht 
und Bierstube, Die Beklagte blieb verpflichtet, dem Klä­
ger die Geschäftsführung in der Strandschlucht und Bier-



stu.be zu überlassen, 5 £ des Umsatzes ln diesen beiden 
Teilen des Hotelbetriebs zu zahlen, den kleinen laden 
und den Holzpavillon mietfrei zur Verfügung zu stellen  
sowie Unterkunft und Verpflegung während der Saison zu 
gewähren. Die Vertragsdauer von 5 Jahren blieb unverän­
dert .

2.) Das Berufungsgericht hat auoh das nach Weg­
fa l l  der Bierlieferungs- und Bierbezugspflicht fortge­
setzte Vertragsverhältnis als ein Bauersohuldverhältnis 
gewertet, das schon wegen der dem Kläger eingeräumten 
und von diesem übernommenen '»’subordinierten Geschäfts­
führung" eine vertrauensvolle Zusammenarbeit und ein 
gutes Einvernehmen erfordert habe. Es gelangt zu dem Er-* 
gebnis, daß der Kläger durch ungehöriges Verhalten das 
Vertrauen der Beklagten so schwer erschüttert habe, daß 
dieser die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht 
melic* liiizumuteu gewesen se i. Ihre mit Schreiben vom 13- 
Februar 1951 ausgesprochene Kündigung der gesamten ver­
traglichen Beziehungen sei daher gemäß § 242 BGB gerecht­
fe rtig t gewesen.

3c) Daß ein Dauerschuldverhältnis aus wichtigem 
Grunde gekündigt werden kann, auch wenn die Parteien 
dies nicht ausdrücklich vorgesehen haben, is t  in der 
Rechtsprechung anerkannt (BGH in BJW 1951, 836 und die 
dcrt angeführten Entscheidungen des Reichsgerichts)« Die 
Ansicht des Berufungsgerichts, daß hier ein Dauerschuld­
verhältnis vorlag, das eine persönliche Zusammenarbeit 
der Parteien im gegenseitigen Vertrauen erforderte, be­
gegnet keinen Bedenken. Das Berufungsgericht durfte fer­
ner das Vertrauensverhältnis als durch das im angefochte­
nen U rteil im einzelnen geschilderte vertragswidrige Ver­
halten des Klägers zerstört ansehen. Insoweit g re ift die



Revision die Pest st ©Hungen und Ausführungen des Beru­
fungsgerichts zudem nicht an.

40  Keinen Rechtsirrtum läßt aber auch die von 
der Revision bekämpfte Ansicht des Berufungsgerichts•e r­
kennen, die Beklagte habe auf Grund des vertragswidri­
gen Verhaltens des Klägers das jjesi^te Vertragsverhält­
nis kündigen dürfen.

a) Die Revision w ill die beiderseitigen Vertrags­
pflichten gruppenweise einander gegenübersteilen. Sie 
meint, als Entgelt für die Geschäftsführung in der Strand­
schlucht und Bierstube habe die Beklagte dem Kläger die 
fre ie  Unterkunft und Verpflegung zugesagt, für die In­
standsetzungen dagegen die Umsatzbeteiligung- Deshalb 
habe die Beklagte das Vertragsverhältnis nur insoweit 
kündigen können, als die Geschäftsführung und die Unter­
halt sgewährung in Betracht kamen. Um dem Kläger als Aus­
gleich für die Instandsetzungen während der vereinbarten 
Vertragsdauer von 5 Jahren die 5 ?&ige Umsatzbeteiligung 
zu belassen, sei eine weitere Zusammenarbeit und ein 
besonderes Vertrauensverhältnis nicht erforderlich ge­
wesen.

b; Wenn in einem Vertrag verschiedenartige Rechte * 
und Pflichten beider Parteien festgelegt werden, so kann 
nach dem Parteiwillen einer bestimmten Verpflichtung des 
einen Teils eine bestimmte Verpflichtung des anderen der­
art gegenüberatehen, daß vom Wegfall einer Verpflich­
tung nur eine bestimmte Gegenverpflichtung berührt wird, 
im übrigen aber das Vertragsverhältnis fortbesteht. läge, 
wie die Revision meint, hier ein solcher Pall vor, so wä­
re allerdings zu prüfen, welche vertraglichen Ansprüche 
des Klägers ein Vertrauensverhältnis voraussetzten und ob
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nicht das aus § 242 BGB sieh ergebende KUndigungsrechi 
der Beklagten nach Treu und Glauben auf bestimmte Teile 
des Vertrags beschränkt war. Das Berufungsgericht hat 
aber nicht angenommen, daß jede der Parteien selbstän­
dige, nebeneinander bestehende Verpflichtungen begrün­
den wollte. Es hat den Vertrag vielmehr dahin ausgelegt, 
daß nach dem Willen der Parteien sämtliche gegenseitigen 
Rechte und Pflichten voneinander abhängig sein sollten . 
Diese Auslegung der vertraglichen Vereinbarungen i s t  nahe 
liegend, zumindest möglich und deshalb für das Revisions­
gericht bindend. Der Wortlaut des schriftlichen Vertrags 
vom "« Juni 1950 und der Zusatzvereinbarung vom T9- Juni 
1950 steht ihr jedenfalls nicht entgegen. Bei der von 
der Revision gewollten Auslegung würde zudem die eben­
fa lls  eine vertrauensvolle Zusammenarbeit voraussetzen­
de Überlassung der beiden ladenräume, von denen der eine 
innerhalb des Hotels lag, an den Kläger unberücksichtigt 
bleibene

II.

1.) Die Kündigung eines Dauerschuldverhältnisses 
wirkt, wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt 
hat, nur für die Zukunft. Die bis dahin erbrachten ver­
traglichen Leistungen berührt sie nicht. Diese waren und 
bleiben auf Grund des Vertrags geschuldet und können 
nicht zurückgefordert werden.

Die recht erheblichen Instandsetzungskosten für 
die Seeterrasse, die Strandschlucht und die Bierstube hat 
der Kläger, so s te l l t  das Berufungsgericht fe s t, nur mit 
Rücksicht auf die vorgesehene 5-jährige Dauer des abge-



sehlosseneii Vertrags übernommen. Da dem Kläger nach dem 
Vertrag für die vorgesehene Zeit eine sich nach dem Um­
satz in der Strandschlucht und der Bierstube richtende 
Vergütung sowie jeweils für die Saison freie  Unterkunft 
und Verpflegung versprochen war, hat das Berufungsgericht 
die Instandsetzungen als Vorleistungen des Klägers ge­
genüber den diesem 5 Jahre lang zustehenden Ansprüchen 
gegen die Beklagte angesehen. Weil der Betrieb der Be­
klagten ein Saisonbetrieb i s t ,  hat es -  in Übereinstim­
mung mit dem Landgericht -  im Zeitpunkt der Kündigung am 
13» Februar 1951 ein Fünftel der Instandsetzungen des Klä­
gers durch die Gegenleistungen der Beklagten als vergü­
te t erachtet, vier Fünftel der Aufwendungen des Klägers 
aber als noch nicht abgegoltene Vorleistungen behandelt. 
Auch insoweit läßt das Urteil keinen Hechtsfehler erken­
nen.

2.) Das Berufungsgericht is t  weiter der Ansicht, 
die Vorleistungen des Klägers hätten mit der Kündigung 
ihren Hechtsgnmd verloren. Die Beklagte sei daher um die­
se Leistungen, entsprechend den §§ 543 Abs. 2, 628 Abs. 1 
Satz 3 BUB an sich rechtlos bereichert (§ 812 Abs. 1 S> 2 
BGB). Nach § 81? BGB, der nicht nur auf den Fall des Nicht­
e in tr i t ts  des mit einer Leistung bezweckten Erfolges, son­
dern sinngemäß auch auf Bereicherungsansprüche wegen spä­
teren Wegfalls des rechtlichen Grundes der Leistung an- 
zuv/enden se i, entfalle hier jedoch der Bereicherungsan­
spruch des Klägers, weil dieser den mit der Kündigung der 
Beklagten eingetretenen Wegfall des Rechtsgrundes durch 
sein das Vertrauensverhältnis zerstörendes Verhalten selbst 
wider Treu und Glauben herbeigeführt habe.

Diesen Ausführungen kann nur teilweise gefolgt wer­
den.



a) nichtig i s t ,  daß mit der Kündigung des Vertrags 
durch die Beklagte die Vorleistungen des Klägers ihren 
Rechtsgrund verloren hatten und daß deshalb ein Bereiche- 
rungsanspruch des Klägers wegen späteren Wegfalls des 
Rechtsgrundes (§ 812 Abs. 1 Satz 2, 1, Fall) in Betracht 
kommt o Die Voraussetzungen eines Bereicherungsanspruchs 
des Klägers wegen N ichtein tritts  des mit der Leistung 
bezweckten Erfolgs (§812 Abs. 1 Satz 2, 2. Fall) hat 
das Berufungsgericht mit Recht verneint«. Die Parteien 
hatten nach dem Inhalt des von ihnen abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfts weder ausdrücklich noch stillschweigend 
mit der Leistung des Klägers einen bestimmten künftigen 
Erfolg bezweckt. Der Vertrag z ie lte , wie es dem Sinn 
gegenseitiger Verträge entspricht, lediglich auf den
Auh bausch von Leistungen und Gegenleistungen. Daß die 
Beklagte ihre Leistungen erst in der Zukunft erbringen 
so llte , ändert hieran nichts; der Rechtsgrund für die 
Leistungen des Klägers lag darin, daß die Beklagte Ver­
pflichtungen ihm gegenüber übernommen hatte (vgl. RGRK 
10. Aufl«, Anm«, 9 bg und 11 zu § 812 BGB),

b) Die Vorschrift des § 815 BGB schließt, wenn 
der mit einer Leistung bezweckte Erfolg nicht eingetre­
ten i s t ,  den dann an sich gegebene Rückforderungsan­
spruch in zwei Fällen aus. Hier in te ressie rt nur der 
zweite, daß nämlich der Leistende den E in tr itt  des Er­
folgs selbst wider Treu und Glauben verhindert hat. Ob 
die Vorschrift insoweit auch auf den Bereicherungsan­
spruch wegen späteren Wegfalls des Rechtsgrundes ent­
sprechend anzuwenden i s t ,  wird nicht einheitlich beur­
t e i l .  Eine entsprechende Anwendung bejahen Planck 4» 
Aufl, § 815 Anm. 3; Staudinger 10«. Aufl. § 815 Anm. 3; 
RGRKomni, 10. Aufl. § 815 Anm. 1; Enneccerus-Lehmann 15- 
Aufl: § 224 I , 4 bj a.A. Kreß, Besonderes Schuldrecht
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§ 35 o. Das Reichsgericht hat in  einer Entscheidung, 
die einen Pall der Bereicherung wegen Erfüllung einer 
rechtsunwirksam übernommenen Verbindlichkeit betraf, 
ausgeführt, § 815 BGB sei eine Ausnahmevorschrift und 
betreffe a lle in  den Pall der Verhinderung des mit einer 
Leistung bezweckten Erfolgs (Gruch. 51, 977 - Recht 
1907 Nr. ?79)• Der Bundesgerichtshof hat zu der Präge 
noch nicht Stellung genommen. Der erkennende Senat 
hält eine entsprechende Anwendung des § 815 BGB auf 
den Bereicherungoanspruoh wegen späteren- Wegfalls des 
Rechtsgrundes nicht für gerechtfertigt,

§ 815 BGB s te l l t  eine Ausnahmevorschrift dar 
(RG aaO). Sie schließt den Bereicherungsanspruch wegen 
N ichteintritts des Erfolgs, dessen Voraussetzungen an 
sich gegeben sind, deshalb aus, weil der Anspruchsbe­
rechtigte wider Treu und Glauben selbst zur Entstehung 
des iuispruchs beigetragen hat- Solche Ausnahmevor­
schriften mit Strafcharakter sind nicht ausdehnend aus­
zulegen. Eher is t  der Umkehrschluß gerechtfertigt, daß 
ein nicht von der Ausnahmevorsehrift geregelter Pall 
die entgegengesetzte Rechtsfolge haben so ll.

Die Bereicherungsansprüche wegen N ichtein tritts 
des Erfolgs einerseits, wegen Wegfalls des Rechtsgrun­
des andererseits, beruhen aber auch nicht auf rechts- 
chnlichen Tatbeständen in dem Sinne, daß eine entspre­
chende Anwendung des nach dem Wortlaut des Gesetzes nur 
im ersten Palle anzuwendenden § 815 BGB auf den Berei- 
cherungsanspruch wegen Wegfalls des Rechtsgrundes gerecht 
fe rtig t wäre. Wenn nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts, 
also nach dem ü illen  beider Parteien, mit der Leistung 
einer Partei ein bestimmter künftiger tatsächlicner oder 
rechtlicher Erfolg bezweckt wird, so nähmen die Parteien
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bewußt bis zum E in tr itt des Erfolgs einen Schwebezustand 
in Kauf. Es wird erwartet, daß in dieser Zwischenzeit der 

.leistende nichts entgegen Treu und Glauben unternimmt, 
was geeignet i s t ,  den E in tr itt  des Erfolgs zu verhin­
dern. Handelt er dem zuwider, so s te l l t  ihn das Gesetz 
dem gleich, der im Falle eines unter einer aufschieben­
den oder auflösenden Bedingung vorgenommenen Rechtsge­
schäfts in unzulässiger Weise zu seinem Vorteil den Ein ­
t r i t t  der Bedingung verhindert oder herbeiführt (§ 162 
BGB). Ben Fällen des § 162 BGB und dem Falle der Verhin­
derung des mit einer Leistung bezweckten Erfolges (§ 812 
Abs. 1 Satz 2, 2. Fall) i s t  gemeinsam, daß vorerst nach 
dem Villen der Parteien kein endgültiger Zustand geschaf­
fen sein so ll, daß aber keine Partei während des Schwebe­
zustandes entgegen Treu und Glauben zu ihren Gunsten in 
die beiden Parteien bewußte ungewisse Lage gestaltend 
eingreif eil darf.

Im Falle des Bereicherungsanspruchs wegen späteren 
Wegfalls des Rechtsgrundes besteht dagegen nach der Vor­
stellung und dem Willen der Parteien kein Schwebezustand» 
E n tfä llt wider Erwarten infolge eines gegen Treu und Glau­
ben vex’stossenden Verhaltens einer Partei nachträglich 
der Rechtsgrimd für deren von den Parteien als endgültig 
erbracht angesehene Leistung, so lieg t dieser Fall wesent­
lich  anders a ls der im § 815 geregelte» Es macht einen 
Unterschied, ob eine Partei zu ihrem Vorteil in einen von 
beiden Parteien bewußt geschaffenen Schwebezustand ein­
g re ift oder ob eine Partei bei einer a ls endgültig ange­
sehenen Regelung wider Treu und Glauben handelnd sich 
vertragswidrig verhält und dadurch bewirkt, daß der E.echts- 
grund für die von ihr erbrachte Leistung nachträglich 
entfällt»  In diesem Fall i s t  die Gegenseite, fa lls  sie 
Schaden erleidet, durch Schadensersatzansprüche ausrei-



cliend geschützt. Dagegen besteht kein zureichender Grund 
zu einer sinngemäßen Anwendung des § 815 BGB auf diesen 
Pall. Offenbar bewertet das Gesetz nur den treuwidrigen, 
zum eigenen Vorteil begangenen Eingriff in einen von 
beiden Parteien bewußt geschaffenen Schwebezustand so 
schwer, daß es dieserhalb einen Bereicherungsanspruch 
des wider Treu und Glauben Handelnden ausschließt.

Die Rüge der Revision, § 815 BGB sei zu Unrecht 
angewandt, i s t  somit gerechtfertigt.

3.) Is t somit ein Bereicherungsanspruch des Klä­
gers nicht durch § 815 BGB ausgeschlossen, so bleibt 
vom Tatrichter zu prüfen, ob und in welchem Umfange die 
Beklagte durch die Leistungen des Klägers bereichert 
i s t .  Auch wird der Kläger zu erwägen haben, ob sein Kla­
geantrag der Vorschrift des § 818 Abs. 2 BGB entspricht.



*• H  -

Das angefochtene U rteil war daher aufzuheben und 
die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung nach 
Maßgabe vorstehender Gründe an das Berufungsgericht zu­
rückzuverweisen. Diesem war auch die Entscheidung Uber 
die Kosten der Eevision zu übertragen.

Glanzmann Hietschel Heimann-Trosien

Dr.Winkelmaim Erbel
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